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Rundschreiben D 5/2012 
 
 
BNC-Spot vom 03.07.2012 zu den Arbeitshinweisen der Unfallversicherungsträger zur 
Bearbeitung von Arztrechnungen (Arb. Hinweise Arztrechnungen) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Sie erhalten als Anhang das Schreiben der DGUV an Herrn Dr. Dieter Haack, Vorsitzender des 
Berufsverbands der niedergelassenen Chirurgen Deutschlands e. V., sowie den BNC-Spot zur 
Kenntnis. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
 
 
Hans-Jürgen Wirthl 
Geschäftsstellenleiter 
 
 
 
 
 
Anlagen 

DGUV, Landesverband Mitte , Postfach 2948, 55019 Mainz 

 
An die 
Damen und Herren 
Durchgangsärzte 
 

  
 
 

  

Ihr Zeichen:       

Ihre Nachricht vom:       

Unser Zeichen:     

Ansprechpartner: Hans-Jürgen Wirthl 

Telefon: 06131/60053-10 

Fax: 06131/60053-20 

E-Mail: 
 

lv-mitte@dguv.de 

Datum: 15.08.2012 
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Geschäftsstelle:  
Wulfsdorfer Weg 7 
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Tel. 040 / 60 32 91 10, Fax 040 / 60 32 91 18 
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       3. Juli 2012 

 
Verantwortlich für den Gesamtinhalt des SPOT: Dr. Dieter Haack 
Texte / Redaktion: Dr. Dieter Haack, Rosemarie Plassmann 

 
Liebe Kolleginnen und Kollegen,  

ein höchst interessantes Brainstorming- und Strategie-Wochenende ist vorüber, 
zu dem sich Mitte Juni der BNC-Vorstand und mehrere ANC-Vertreter in Fulda 
getroffen hatten. An dieser Stelle nochmals meinen herzlichen Dank an die an-
wesenden Kollegen und an Frau Plassmann, die das Protokoll geführt hat. The-
men, die diskutiert und bearbeitet wurden, waren unter anderen der EBM und 
unsere Forderungen für dessen Weiterentwicklung an die KBV. Wir haben uns 
Gedanken gemacht über die chirurgische Grundversorgung, da bei begrenztem 
Geld im Gesundheitssystem auf die Dauer nicht das unendliche Leistungsver-
sprechen der Politiker erfüllt werden kann. Stichworte waren Priorisierung und 
Leistungsbegrenzung. Die Politiker werden den Mut wohl nicht haben, die be-
reits von dem verstorbenen BÄK-Präsidenten Prof. Hoppe geforderte Priorisie-
rungsdebatte zu führen. Ein weiteres Thema waren die schlechten wirtschaftli-
chen Ergebnisse des ZI für uns Chirurgen. Als Konsequenz aus diesen Ergebnis-
sen haben wir bereits unsere Forderungen an die KBV geschickt. Der Chirurgen-
EBM muss vorrangig überarbeitet werden! 

Ebenso ist eine Neu-Definition unserer ambulanten Operationen als förderungs-
würdiger Leistungen vonnöten, die auf Grund eines Antrages der Krankenkassen 
beim LSG Berlin/Brandenburg von ehemals deutlich besserer Vergütung (in den 
meisten Regionen zumindest) massiv abgewertet wurden. Ende 2012 muss damit 
Schluss sein, für 2013 fordern wir eine deutliche Anhebung der Vergütung ambu-
lanter Operationen. 2011 und 2012 wurden für uns Ärzte durch das GKV-FinG 
massive Vergütungsbarrieren eingezogen, die ab 2013 nicht mehr existieren, im 
Jahr der Bundestagswahlen stellen wir unsere berechtigten Forderungen. 

Ebenfalls im Rahmen des Brainstorming-Wochenendes wurde die überwältigen-
de Resonanz auf meine Aufforderung nach Zusendung von BG-Rechnungs-
kürzungen diskutiert. Hunderte von Schreiben aus ganz Deutschland „über-
schwemmten“ den BNC und zeigten, in welches Wespennest wir gestochen 
haben. Als erste Reaktion erhalten Sie anliegend ein Muster-Widerspruchs-

schreiben gegen Rechnungskürzungen. Wenn Ihre BG dann trotzdem nicht den 
vollständigen Betrag überweist, sollten Sie nicht zögern, die Schlichtungsstelle 
bei Ihrer KV anzurufen: Die UV-Träger sollen ruhig merken, dass wir nicht ta-
tenlos zusehen, wenn uns berechtigt angesetzte Leistungen gekürzt werden. Die 
so oft zitierten „Arbeitshinweise der Unfallversicherungsträger zur Bearbeitung 
von Arztrechnungen“ haben keine juristische Grundlage. In dem Vertrag zwi-
schen KBV und UV-Trägern wurden diese Arbeitshinweise nicht konsentiert, 
sondern einseitig von den UV-Trägern erstellt. Näheres können Sie dem Wider-
spruchsschreiben an die UV-Träger entnehmen.  



                                                                                                                       

 

 

 
Seite 2 zum SPOT vom 3. Juli 2012 
 
Weiterhin werde ich als Mitglied der UV-GOÄ-Kommission auf Bundesebene für eine bessere Vergütung ambulanter 
Operationen kämpfen und dafür, dass ein Konsens für die Rechnungsprüfung herbeigeführt wird. Des Weiteren stehen 
unter anderem auch noch die Sachkosten zur Diskussion. Auch wenn es nun langsam in den verschiedenen Bundeslän-
dern auf die Sommerpause zugeht, haben wir nach diesem Wochenende unsere Forderungen aufgestellt und „an den 
„Mann gebracht“. Wir werden sehen, wie die Angesprochenen reagieren werden. 
 

Ein weiteres Thema ist die Bedarfsplanung für die verschiedenen Fachgruppen, die derzeit in juristische Formulierungen 
gegossen wird. Diese Richtlinien sollen von 2013 an in Kraft treten. Wir müssen noch auf die derzeit laufenden Berech-
nungen warten, dann werden wir Stellung dazu nehmen. 
 

Eine „Never-ending-Story“ ist die aktuelle Diskussion um die neue GOÄ. Da die Privaten Versicherer immer neue Forde-
rungen aus dem Hut zaubern, gehe ich langsam davon aus, dass die neue GOÄ nicht mehr in dieser Legislaturperiode 
kommen wird. Allerdings haben sich alle teilnehmenden Partner vorgenommen, sie bis zum nächsten Jahr fertig zu stel-
len, so dass sie nach der Bundestagswahl eingesetzt werden könnte. Ich persönlich glaube schon, dass wir eine neue GOÄ 
brauchen, die alle aktuellen Leistungen widerspiegelt. Mit der alten GOÄ können wir unser Leistungsgeschehen nicht 
mehr darstellen und Analogieziffern führen zu permanenten Diskussionen mit den Privatversicherungen. Aber es bleibt 
eine ganz klare Aussage: Eine neue GOÄ nur, wenn sie auch deutlich mehr Geld bringt! (Ansonsten behalten wir lieber 
unsere alte GOÄ!) 
 

Am Rande sollte noch erwähnt werden, dass sich die ehemalige Potsdamer Runde in “Spitzenverband Fachärzte 

Deutschlands e.V.“ umbenannt hat (dort bin ich als Schatzmeister tätig). Nachdem die meisten Berufsverbandvorsitzen-
den der Organfächer dieser Runde beigetreten sind, hat sie sich als funktionierender und aktiver Ersatz für die Gemein-
schaft Fachärztlicher Berufsverbände (GFB) etabliert, die in den letzten Jahren an Bedeutung verloren hat, einzelne funk-
tionierende Landesverbände der GFB ausgenommen. 
 

Zum ersten Juli treten in den meisten KVen neue Honorarverteilungsmaßstäbe in Kraft. Mehr Geld gibt es in diesem Jahr 
allerdings nicht (gerade mal ein Plus von 1,25 %), aber je nach Region werden die RLV und die QZV um- oder ausge-
setzt. Im Prinzip bleibt ein Gesamtvolumen an Geld, das uns zur Behandlung der Kranken zur Verfügung steht und das 
wir „abarbeiten dürfen“. Ist das Geld aufgebraucht, gibt es praktisch nichts mehr nach. Je nach Region werden bis zu 
zwanzig Prozent der Leistungen unentgeltlich erbracht. Dies alles unter dem Aspekt, dass die Krankenkassen Milliarden 
gebunkert haben. Manchmal bedauere ich, dass die KVen bzw. die KBV keine Gewerkschaften sind. Würde es sich 
VERDI gefallen lassen, bei einer Inflationsrate von um die 2 Prozent einen Zuwachs von nur 1,25 Prozent zu akzeptie-
ren? Im nächsten Jahr haben wir Bundestagswahlen und werden den Druck auf alle Parteien massiv erhöhen! 
 

Zunächst stehen aber die Forderungen der KBV-Vertreterversammlung im Raum: Anhebung des Orientierungswertes an 
den Kalkulationswert, Ausgleich der Inflationsrate und Anpassung an die Kostenentwicklung. 
 

Trotz Sommerpause, die Verhandlungen gehen weiter … 
 

Ihr Dieter Haack 
 
P.S. Wie Sie vermutlich aus der Presse bereits erfahren haben, hat das Landgericht Köln eine Beschneidung aus religiösen 
Gründen verboten. Das heißt, dass jeder Arzt, der rituelle Beschneidung vornimmt, sich strafbar macht, auch wenn es die 
Eltern wünschen. Medizinisch notwendige Circumcisionen können natürlich weiterhin vorgenommen werden. Der BNC 
rät wegen dieser Rechtslage im Augenblick von rituellen Beschneidungen ab. Mit dem Urteil des LG Köln ist in dieser 
Sache aber sicherlich noch nicht das letzte Wort gesprochen. 
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